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Die Wasserversorgung im Überblick

Ohne Wasser kein Leben! Wasser ist das bedeutendste Lebensmittel für Men-
schen und Tiere. Qualitativ beeinträchtigtes Trinkwasser kann schwere gesund-
heitliche Folgen haben. In unserer Gesellschaft wäre ein Leben ohne zuverläs-
sige Wasserversorgung nicht denkbar. Sie ist unabdingbar für unsere moderne
Gesellschaft. In der Schweiz liegt die Zuständigkeit für die Wasserversorgung
bei den Gemeinden. Diese können die Aufgabe an Dritte delegieren.

In der Schweiz wird Trink-, Brauch- und Löschwasser meist im gleichen System zur Verfügung gestellt.
Dank der grossen Menge an qualitativ hochwertigem Wasser sind keine separaten Systeme notwendig.
Dies ist eine grosse Vereinfachung und spart Kosten.

Die Wasserversorgung (WV) besteht aus sogenannten Primär- und Sekundäranlagen sowie Hausan-
schlüssen und -installationen.

Primäranlagen umfassen:
- Fassungsanlagen (Quell-, Grundwasser-, Oberflächenwasserfassungen)
- Förderanlagen (Pumpwerke)
- Aufbereitungssysteme
- Speicheranlagen (Reservoire)
- Transportleitungen (Transport-, Zubringer- und Quellableitungen)
- Steuerungsanlagen (Mess-, Steuer- und Fernwirkanlagen)

Sekundäranlagen umfassen Anlagen
- zur Verteilung (Verteil-, Hydrantenleitungen)
- für den Löschschutz (Hydranten und NULE)

Hausanschlussleitungen verbinden die Liegenschaft mit der öffentlichen Leitung.
Hausinstallationen umfassen sämtliche Anlagen zur Wasserverteilung in der Liegenschaft.
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Abbildung 1: Anlagen der Wasserversorgung

Um die kapitalintensiven, langlebigen Anlagen der Wasserversorgung betreiben und in ihrem Wert erhalten
zu können, braucht es ein langfristiges Infrastrukturmanagement. Die Generelle Wasserversorgungspla-
nung (GWP) ist das Arbeitsinstrument dazu. Sie umfasst die strategische Planung, definiert die nötigen
Massnahmen und legt deren Umsetzung zeitlich fest.
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 Einleitung

In den nächsten Jahren werden viele Wasserversorgungen ihre Generelle Was-
serversorgungsplanung (GWP) überarbeiten. Dabei legt das kantonale Amt für
Wasser und Abfall (AWA) grossen Wert darauf, dass die Verantwortlichen das
Konzept eines umfassenden Infrastrukturmanagements im Bereich der Wasser-
versorgung sowie die künftige GWP-Bearbeitung verstehen und korrekt umset-
zen. Zudem sollen die Daten der Wasserversorgung künftig vollständig und stets
aktuell vorliegen. Für diese Aufgaben definiert das AWA entsprechende Rah-
menbedingungen und stellt verschiedene Hilfsmittel zur Verfügung.

1.1 Massgebende Dokumente für das
Management der Wasserversorgung

Die folgenden Dokumente sind für die Aufgaben der Wasserversorgung im Kanton Bern massgebend
(siehe Abbildung 2).

Abbildung 2: Übersicht massgebende Dokumente WV Kanton Bern
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Das vorliegende Dokument «W» beschreibt die Organisation und Aufgaben der Wasserversorgung. Im
Zentrum stehen dabei die im Infrastrukturmanagement WV beteiligten Akteure, die GWP als strategisches
Werkzeug und das Datenmanagement. Das Dokument richtet sich an die fachlich Verantwortlichen in den
Gemeinden und Gemeindeverbänden, die mit der Wasserversorgung und der GWP-Überarbeitung zu tun
haben (in erster Linie Mitarbeitende der Bauverwaltungen bzw. Geschäftsführer bei privatrechtlichen Or-
ganisationsformen), an Fachingenieure sowie an interessierte Personen (z.B. Mitglieder von Fachkommis-
sionen), die in diesem Themengebiet betroffen sind.

Im Dokument «G» sind die Inhalte der GWP in Form eines Musterpflichtenhefts detaillierter beschrieben.
Es dient als Grundlage für die Planung, Beauftragung und Bearbeitung der GWP und richtet sich in erster
Linie an die GWP-Ingenieurbüros.

Das Dokument «D» fokussiert auf die Daten der Wasserversorgung und stellt alle Informationen und Hilfs-
mittel, die für ein gutes Datenmanagement notwendig sind, zur Verfügung. Es richtet sich an die Fachper-
sonen, die mit dem Datenmanagement der Wasserversorgung betraut sind.

Die Broschüre «B» wendet sich an die breite Öffentlichkeit und die politischen Verantwortlichen von Ge-
meinden und sonstigen Trägerschaften. Sie gibt einen Überblick über die Infrastrukturen der Siedlungs-
wasserwirtschaft – diese umfassen nebst den Anlagen der Wasserversorgung auch die Anlagen der Ab-
wasserentsorgung.

1.2 Zweck der Wegleitung
Die Wegleitung erläutert, wie die Wasserversorgung im Kanton Bern organisiert ist, welche Akteure betei-
ligt sind und welche Aufgaben und Zuständigkeiten ihnen zukommen. Sie zeigt auf, wer welche Anlagen
besitzt und wie die verschiedenen Aufgaben zu deren Planung, Betrieb, Unterhalt und Werterhalt geglie-
dert sind.

Die Wegleitung beschreibt im Besonderen die Bearbeitung der GWP im Kanton Bern. Sie zeigt auf,
- welche Themen neu sind,
- wie die GWP neu strukturiert ist,
- wie die Überarbeitung der GWP erfolgt und organisiert sein soll,
- in welcher Form die GWP zukünftig vorliegen soll,
- wie die Zusammenhänge und Planungsabläufe zwischen GWP und regionalen Planungen sind.

Zudem beschreibt die Wegleitung, wie das Management der GWP-Daten im Kanton Bern künftig aufgebaut
sein wird, welche Rollen und Schnittstellen vorhanden sind und welche zentrale Rolle die neue Informati-
onsplattform Wasser IPW spielt.

Die Betrachtungen und Ausführungen in diesem Dokument gelten für öffentliche Wasserversorgungen ge-
mäss kantonalem Wasserversorgungsgesetz WVG (Definition siehe Kapitel 2.1). Für diese bestehen di-
verse gesetzliche Grundlagen und Normen. Eine detaillierte Auflistung derselben ist im Anhang 2 enthal-
ten. Die daraus abgeleiteten Mindestanforderungen an öffentliche Wasserversorgungen finden sich im
Anhang 1.

Weitergehende Erläuterungen und Dokumente zum Aufbau der Wasserversorgungsinfrastruktur sind beim
Schweizerischen Verein des Gas- und Wasserfaches (SVGW) zu finden.
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1.3 Wichtige Begriffe (Glossar)
Begriff Definition

Generelle Wasserver-
sorgungsplanung
(GWP)

Die GWP ist das Planungsinstrument, mit deren Hilfe die öffentliche Wasser-
versorgung (WV) in einer Gemeinde bzw. Region oder definiertem Versor-
gungsgebiet sichergestellt und ein bedarfsgerechter Ausbau der dazu notwen-
digen Infrastrukturen ermöglicht wird. Sowohl Primär-, Sekundär- und Vollver-
sorger müssen über eine aktuelle GWP verfügen. Vorgaben aus einem regio-
nalen technischen Konzept sind zwingend zu übernehmen.

Öffentliche Wasser-
versorgung

Wasserversorgung, die erschliessungspflichtige Gebiete (Bauzonen und ge-
schlossene Siedlungsgebiete ausserhalb der Bauzone) gemäss Baugesetz
und Wasserversorgungsgesetz (WVG) versorgt und entsprechend einen öf-
fentlichen Versorgungsauftrag übernimmt. Diese WV untersteht dem WVG mit
allen Rechten und Pflichten. Die rechtliche Organisationsform (Trägerschaft
wie z.B. Gemeinde, AG, Genossenschaft) spielt dabei keine Rolle.

Private Wasserver-
sorgung

Wasserversorgung, die eine einzelne Liegenschaft oder mehrere Gebäude
versorgt, i.d.R. ausserhalb der Bauzone. Diese WV untersteht nicht dem WVG,
jedoch dem Lebensmittelgesetz (LMG), sobald sie Wasser an Dritte (Mieter)
abgibt oder zur Lebensmittelproduktion einsetzt. Die rechtliche Organisations-
form (Trägerschaft wie z.B. Genossenschaft, einfache Gesellschaft) spielt da-
bei keine Rolle.

Vollversorger
Kommunale oder regionale Trägerschaft (z.B. Gemeinden, Gemeindever-
bände, Aktiengesellschaften, Genossenschaften), die sämtliche Anlagen ver-
antwortet und alle Aufgaben zur Wasserversorgung wahrnimmt. Der Vollver-
sorger verrechnet die Gebühren den Wasserbezügern.

Primärversorger

Regionale Trägerschaft (z.B. Gemeindeverbände, Aktiengesellschaften), die
für die regional wichtigen und notwendigen Anlagen zur Wassergewinnung, -
transport und -speicherung (Primäranlagen) verantwortlich ist. Der Primärver-
sorger liefert Wasser an die Sekundärversorger. Die Kosten werden bei den
Sekundärversorgern eingefordert.

Sekundärversorger
Trägerschaft (meistens Gemeinde), die in einen regionalen Verbund (Primär-
versorger) eingebettet ist. Der Sekundärversorger bezieht das Wasser vom
Primärversorger und übernimmt die Feinverteilung inkl. Hydranten und Haus-
anschlüsse. Er verrechnet die Gebühren den Wasserbezügern.

GWP-Überarbeitung
Umfassende Überarbeitung eines oder mehrerer GWP-Teilprojekte. Der Um-
fang der Überarbeitung entspricht dem GWP-Musterpflichtenheft (Doku-
ment «G») des Kantons Bern. Die Arbeiten werden mit Beiträgen aus dem
kantonalen Trinkwasserfonds unterstützt.

GWP-Aktualisierung

Laufende Nachführung des GWP-Operates (Werkkataster und GWP-Themen),
unabhängig von der Überarbeitung einzelner GWP-Teilprojekte. Die GWP-Ak-
tualisierung dient nur dazu, die Daten aktuell zu halten; eine weitergehende in-
haltliche Überarbeitung findet nicht statt. Für die GWP-Aktualisierung werden
keine Beiträge aus dem kantonalen Trinkwasserfonds gesprochen.

Massnahmenplanung

Für Wasserversorgung auch GWP-Massnahmenplanung. In der Massnahmen-
planung werden die Resultate aus den Teilprojekten der GWP koordiniert, um
sie termingerecht umzusetzen, den Finanzbedarf zu planen und die Umset-
zung bei Bedarf mit anderen Infrastrukturprojekten abzustimmen. Es kann sich
dabei um bauliche, organisatorische oder finanzielle Massnahmen handeln.
Die Massnahmenplanung soll regelmässig aktualisiert und nachgeführt werden
und so zu einem Instrument für die Arbeits- und Finanzplanung werden.

Regionalplanung Überbegriff für Planung über eine Region als Basis für die zukünftige Zusam-
menarbeit, gemeinsame Nutzung von Anlagen und Wasserlieferung

Technisches Kon-
zept

Erarbeitung technisch beste Lösung über eine Region oder zumindest mehrere
Wasserversorgungen als Basis für eine mögliche zukünftige Zusammenarbeit.
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Begriff Definition

NULE

Gebäude, für welche der Löschschutz nicht mittels Hydranten ab dem öffentli-
chen Wasserversorgungsnetz gewährleistet werden kann, werden mittels netz-
unabhängige Löscheinrichtung (NULE) geschützt. Mögliche NULE sind: Ge-
deckter Löschbehälter, Löschwassertank (Löschsilo), Stauvorrichtung in einem
Gewässer etc. Offene Lösch- bzw. Feuerweiher sind noch vorhanden, aber
durch gedeckte Löschbehälter zu ersetzen.

Wasserversorgungs-
gebiet

Perimeter der durch eine Wasserversorgung versorgten Gebiete. Umfasst die
nach Gesetz erschliessungspflichtigen Liegenschaften sowie weitere Gebiete
resp. Liegenschaften, welche durch die Wasserversorgung freiwillig bedient
werden.

Erschliessungs-
pflichtige Gebiete

Die Erschliessungspflicht der Wasserversorgung besteht für die Bauzonen so-
wie die geschlossenen Siedlungsgebiete ausserhalb der Bauzonen. Letztere
umfassen mindestens fünf ständig bewohnte Liegenschaften im Umkreis (Ra-
dius) von 100 Meter.
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 Organisation der
Wasserversorgung

Die Gemeinden sind zuständig für die Wasserversorgung (WV) und tragen damit
die Verantwortung für die jederzeitige Erfüllung der Anforderungen an Trink-,
Brauch- und Löschwasser. Sie haben die Pflicht, die Erschliessung der Versor-
gungsgebiete sicherzustellen. Die Gemeinde kann den Versorgungsauftrag an
Dritte übertragen.

2.1 Wasserversorgung als Gemeindeaufgabe
Gemäss Wasserversorgungsgesetz (WVG Art. 6, Abs. 1) und der Feuerschutz- und Feuerwehrgesetzge-
bung ist die Wasserversorgung samt Hydrantenlöschschutz eine Gemeindeaufgabe. Die Gemeinden kön-
nen diese Aufgabe anderen öffentlich- oder privatrechtlichen Organisationen (Trägerschaften) übertragen.
Diese sind hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten der Gemeinde gleichgestellt.

Die Übertragung der Aufgabe Wasserversorgung kann für das gesamte Gemeindegebiet oder nur Teile
davon erfolgen. Übertragen die Gemeinden die Aufgabe der Wasserversorgung an Dritte, ist eine kom-
plette Privatisierung ausgeschlossen, da sie immer einem öffentlichen Zweck dient und per Gesetz keine
Gewinne erwirtschaften darf.

Trägerschaften gelten als öffentliche Wasserversorgung im Sinne des WVG, wenn sie Erschliessungsan-
lagen gemäss Baugesetz erstellen, betreiben und das Wasser gegen Gebühren abgeben.
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Abbildung 3: Erschliessungspflicht und Versorgungsgebiete

Spezialfall Löschschutz
Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung über das gesamte Gemeindegebiet ist Aufgabe der Ge-
meinde.
Innerhalb des Versorgungsgebietes einer Wasserversorgung ist der Hydrantenlöschschutz anzustreben,
für erschliessungspflichtige Gebiete ist dieser zwingend. Die Finanzierung des Hydrantenlöschschutzes
erfolgt über die Rechnung der Wasserversorgung und gehört somit zur Spezialfinanzierung.
Überall wo kein Hydrantenlöschschutz möglich ist, wird die Löschwasserversorgung mit sogenannten
NULE (Netzunabhängigen Löscheinrichtungen) gewährleistet. Diese dürfen aber nicht über die Wasser-
versorgungsrechnung finanziert werden.
Überträgt die Gemeinde die Aufgabe der Wasserversorgung an eine andere Trägerschaft, bleibt sie so-
mit weiterhin verantwortlich für die netzunabhängige Löschwasserversorgung.
Es gelten die Vorgaben des AWA-Merkblattes «Löschschutz ausserhalb des Versorgungsgebietes der
öffentlichen Wasserversorgung».
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2.2 Versorgermodelle und Trägerschaften
Aufgrund von Verfügbarkeit der Wasservorkommen und der Siedlungsdichte sind über die Jahrzehnte sehr
unterschiedliche Organisationsstrukturen entstanden. Im Kanton Bern sind bei 335 Gemeinden noch ca.
340 öffentliche Wasserversorger tätig. Dies zeigt, dass die WV historisch gewachsen teilweise noch immer
kleinräumig strukturiert ist, obwohl in den letzten Jahrzehnten die Strukturen vereinfacht und Wasserver-
sorgungen zusammengeschlossen wurden.

Versorgermodelle
Bezüglich Aufbau der Versorger wird zwischen dem Vollversorger- und Primär-/Sekundärversorgermodell
unterschieden. Folgende Wasserversorgungs-Typen gibt es:

Vollversorgermodell

Typ Vollversorger (VV): Kommunale oder regionale Trägerschaft (z.B. Gemeinden, Gemeindeverbände,
Aktiengesellschaften, Genossenschaften usw.), die sämtliche Anlagen besitzt, betreibt, unterhält und alle
Aufgaben zur Wasserversorgung wahrnimmt. Der Vollversorger verrechnet die Gebühren den Wasserbe-
zügern. Der regionale Vollversorger erstellt eine GWP über das gesamte Versorgungsgebiet.

Abbildung 4: Kommunale und regionale Vollversorger
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Primär- / Sekundärversorger-Modell

Typ Primärversorger (PV): Regionale Trägerschaft
(z.B. Gemeindeverbände, Aktiengesellschaften), die
für die regional wichtigen und notwendigen Anlagen
zur Wassergewinnung, -transport und -speicherung
(Primäranlagen) verantwortlich ist. Der Primärver-
sorger liefert Wasser an die Sekundärversorger. Die
Kosten werden bei den Sekundärversorgern einge-
fordert. Der Primärversorger erstellt eine reduzierte
GWP über das gesamte Versorgungsgebiet.

Typ Sekundärversorger (SV): Trägerschaft (meis-
tens Gemeinde), die in einen regionalen Verbund
(Primärversorger) eingebettet ist. Der Sekundärver-
sorger bezieht das Wasser vom Primärversorger
und übernimmt die Feinverteilung inkl. Hydranten.
Er verrechnet die Gebühren den Wasserbezügern.
Der Sekundärversorger erstellt eine stark reduzierte
GWP nur über sein Versorgungsgebiet.

Abbildung 5: Primär und Sekundärversorger

Trägerschaften
Nebst der Gemeinde gibt es sehr unterschiedliche öffentlich- oder privatrechtliche Organisationsformen
(Trägerschaften).

Öffentlich-rechtliche Trägerschaften
 Gemeindeverband

Zusammenschluss mehrerer Gemeinen für die Erfüllung einer bestimmten Aufgabe (Zweck). Nur
Gemeinden können Mitglied eines Gemeindeverbandes sein.

 Unselbständige öffentlich-rechtliche Anstalt (Gemeindewerke)
Dabei handelt es sich um eine verselbständigte Verwaltungseinheit mit einer gewissen Eigen-
ständigkeit, aber ohne Rechtspersönlichkeit.

 Selbständige öffentlich-rechtliche Anstalt (Gemeindeunternehmen)
Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit (juristische Person).

Privatrechtliche Trägerschaften
 Aktiengesellschaft

Nach Obligationenrecht ausgestaltete juristische Person. Die Aktienmehrheit muss dabei in der
öffentlichen Hand liegen. Meist bei der Gemeinde.

 Genossenschaft
Nach Obligationenrecht ausgestaltete juristische Person. Besonders in ländlichen Regionen ver-
breitet.

Sehr selten ist die Rechtsform einer GmbH, die ebenfalls eine nach Obligationenrecht ausgestaltete ju-
ristische Person ist.
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2.3 Akteure, ihre Anlagen und Verantwortlich-
keiten

Der Grossteil der zur Wasserversorgung gehörenden Bauwerke steht im Eigentum der öffentlichen Was-
serversorgung. Je nach Versorgermodell (siehe Kapitel 2.2) gehört ihnen nur ein Teil der Anlagen. Nach-
stehend sind die wichtigsten Akteure beschrieben; im Zentrum stehen dabei die Wasserversorgung und
deren Zusammenspiel mit den privaten Liegenschaftseigentümern und den kantonalen Behörden. Die für
das Management der Wasserversorgung wichtigen externen Fachspezialisten sind im Kapitel 4.2 aufge-
führt.

Private Liegenschaftseigentümer
Die Anlagen zur Wasserversorgung der Liegenschaften stehen in der Regel im Eigentum der Liegen-
schaftsbesitzer. Die Hausanschlüsse verbinden die öffentliche Leitung mit der Hausinstallation. Sie begin-
nen meistens nach dem Anschlussformstück auf der öffentlichen Leitung und enden mit dem Wasserzäh-
ler. Die Eigentümer sind zuständig für die korrekte Erstellung, den sicheren Betrieb und einen jederzeit
regelkonformen baulichen Zustand ihrer Anlagen. Undichte Hausanschlussleitungen führen zu Leckver-
lusten, welche die öffentliche WV trägt. Um dies zu verhindern, müssen die Eigentümer regelmässig den
Zustand der Anlagen kontrollieren (Dichtheitsproben) und allfällige Schäden und Mängel beheben.

Elektrische Erdung:
Früher wurden Eisen- oder Stahlrohre für die Hausanschlüsse verwendet, heute in der Regel Kunststoff
(PE). Die Erdung der meisten Häuser wurde früher auf die Hausanschlussleitung aus Eisen und Stahl
angeschlossen. Dies führt zu Korrosion bei Hausanschluss- und öffentlichen Leitungen. Heute ist die Er-
dung über die Wasserleitungen verboten.

Wasserversorgungen
Die Wasserversorgungen sind die Hauptakteure im Management der Wasserversorgung. Sie sorgen für
die Erschliessung und planen, erstellen, betreiben und unterhalten die Wasserversorgungsanlagen.

Sie erarbeiten für ihr Versorgungsgebiet die GWP und setzen diese in die Praxis um. Sie finanzieren die
Wasserversorgung über Gebühren (Ausnahme Primärversorger), sorgen für den Werterhalt der Anlagen
(Vorfinanzierung Werterhalt) und führen eine Finanzplanung. Die Wasserversorger stimmen ihre Mass-
nahmen und Bauprojekte mit anderen Infrastrukturen wie Siedlungsentwässerung oder Strassenbau auf-
einander ab, um Synergien zu nutzen und Kosten zu sparen.

Die Gemeinden sind Bewilligungsbehörde für private Bauvorhaben und achten in diesem Rahmen auf die
regelkonforme Planung und Ausführung der privaten Wasserversorgungsanlagen (Baukontrolle und kor-
rekte Abnahme der erstellten Anlagen vor Ort). Ist die Wasserversorgung eine eigene Trägerschaft und
nicht in die Gemeinde integriert, so muss die Gemeinde von der Wasserversorgung die entsprechenden
Fachberichte einholen.

Eine Besonderheit ist der Vollzug der Schutzzonenvorschriften von Wasserfassungen. Diese liegen grund-
sätzlich in der Hoheit der Standortgemeinde, auch wenn sie selbst nicht die Eigentümerin der Fassung ist,
sondern z.B. eine Nachbargemeinde oder eine andere Trägerschaft. Dies führt häufig zu Informationsman-
gel und unklaren Verhältnissen. Es ist wichtig, dass in diesen Fällen die Zuständigkeiten, Aufgaben und
der Informationsfluss klar definiert sind.

Kanton – AWA
Der Kanton hat die Aufsicht über den Vollzug der massgebenden Vorschriften zur Wasserversorgung.
Basierend auf der Gesetzgebung von Bund und Kanton sowie den verschiedenen Fachnormen und Richt-
linien erarbeitet das AWA die Vorgaben für die Umsetzung der Wasserversorgung im Kanton Bern. Dazu
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gehört die Definition der Rahmenbedingungen für die Erarbeitung der GWP sowie deren Begleitung, Prü-
fung und Genehmigung. Weiterhin berät das AWA Wasserversorgungen bei der Umsetzung und im Voll-
zug ihrer Aufgaben. Das AWA kontrolliert die Umsetzung der rechtlichen Vorgaben und stellt sicher, dass
dies kantonsweit harmonisiert erfolgt. Ab sofort setzt das AWA ergänzend die Vorgaben zur harmonisierten
Datenverwaltung in der Wasserversorgung um. Es erstellt dazu die notwendigen technischen Grundlagen
(zentrale Informationsplattform Wasser für GWP-Daten), gibt die Rahmenbedingungen für das Datenma-
nagement vor und prüft kontinuierlich den Eingang und die Aktualisierung der Daten.

Kanton – Kantonales Laboratorium KL
Das Kantonale Laboratorium (KL) vollzieht das Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegen-
stände sowie die kantonalen Vorgaben zum Lebensmittelgesetz. Das Trink- und Badewasserinspektorat
des KL inspiziert die Wasserversorger in regelmässigen Abständen. Dabei wird v.a. geprüft, ob die Selbst-
kontrolle der Wasserversorgung als Lebensmittelbetrieb dokumentiert, umgesetzt und aktuell gehalten
wird, und ob die Anlagen den lebensmittelrechtlichen Anforderungen genügen. Weiter werden unabhän-
gige und risikobasierte Laboruntersuchungen von Trinkwasser durchgeführt.

Abbildung 6: Beziehungen zwischen Privaten, Wasserversorgungen und kantonalen Behörden

2.4 Aufgaben in der Wasserversorgung
Das folgende Kapitel zeigt die verschiedenen Aufgaben, die den Eigentümern der Anlagen zukommen. Mit
den zukünftigen Überarbeitungen der GWP sollen die Voraussetzungen dazu geschaffen werden, die Auf-
gaben der Wasserversorgung mehr in Richtung rollende Planung und Umsetzung (Infrastrukturmanage-
ment) zu entwickeln.

Abhängig vom Versorgermodell und der Grösse einer Wasserversorgung variieren die Aufgaben und sind
anders ausgeprägt. Sie können in die drei Kategorien «kontinuierliche Aufgaben», «periodische Aufgaben»
und «projektorientierte Aufgaben» eingeteilt werden, die grundsätzlich für alle Wasserversorgungen gel-
ten: Sowohl kommunale Vollversorger wie auch regionale Primärversorger müssen diese Aufgaben wahr-
nehmen. Wo Schnittstellen zwischen der regionalen und kommunalen Wasserversorgung bestehen, ist
der regelmässige Abgleich zwischen den Akteuren besonders wichtig.

An der Aufgabenwahrnehmung sind Fachleute der Wasserversorgungen und externe Fachspezialisten
beteiligt. Dabei ist es an den Wasserversorgungen zu entscheiden, für welche Aufgaben sie das erforder-
liche Fachwissen intern gewährleisten können und für welche Aufgaben sie auf externes Know-how zu-
rückgreifen müssen.
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Kontinuierliche Aufgaben

Kontinuierliche Aufgaben sichern den Betrieb, Unterhalt und das tägliche Management der Wasserversor-
gungsanlagen. Sie umfassen im Wesentlichen den betrieblichen und baulichen Unterhalt der Anlagen, die
laufende Nachführung der Daten sowie die Pflege des Bewilligungswesens. Die Aufgaben umfassen im
Einzelnen (Aufzählung nicht abschliessend):

 Betrieb und Unterhalt der Leitungsnetze und der Anlagen (gewährleisten der Betriebssicherheit);
 Nachführung des Datenbestandes der Wasserversorgung (Dokumentation nach Neu- und Um-

bauten, abgeschlossenen Massnahmen und Projekten);
 Vollzugsaufgaben wie das Prüfen von Baugesuchen und das Ausstellen von Installationsbewilli-

gungen;
 Koordination und Anordnung der Kontrolle der Hausanschlüsse und gegebenenfalls von Sanie-

rungen oder Ersatz bei Neubauten und grossen Umbauten.

Periodische Aufgaben

Periodische Aufgaben gewährleisten ein effektives Management der Wasserversorgung. Sie umfassen im
Wesentlichen die jährlich durchzuführende Budgetierung und Finanzplanung, die Überprüfung der GWP-
Massnahmen oder die Verrechnung der Wassergebühren. Die Aufgaben umfassen im Einzelnen (Aufzäh-
lung nicht abschliessend):

 Durchführen von Massnahmen zur Gewährleistung der Funktionstüchtigkeit und zum Werterhalt
der Anlagen (z.B. Sanierungen, Optimierungen, Ersatzmassnahmen an Leitungsnetzen oder An-
lagen) – hierbei besteht ein fliessender Übergang zur kontinuierlichen Aufgabe des Betriebs und
Unterhalt (integrale Instandhaltung);

 Überprüfen und Nachführen der GWP-Massnahmenplanung;
 Verrechnung der Wassergebühren;
 Überprüfen und Nachführen der Finanz- und Gebührenplanung.

Projektorientierte Aufgaben

Projektorientierte Aufgaben haben den Charakter eines Projekts oder eines in sich abgeschlossenen Vor-
habens. Sie umfassen im Wesentlichen die Umsetzung von Bauprojekten und die Überarbeitung der GWP
resp. die Bearbeitung von GWP-Teilprojekten. Die Aufgaben fallen nach Bedarf und zeitlich unterschiedlich
an. Die Aufgaben umfassen im Einzelnen (Aufzählung nicht abschliessend):

 Grosse bauliche Massnahmen zum Werterhalt wie die umfassende Sanierung oder den Teil-
oder Komplettersatz von Anlagen;

 Projekte zum Ausbau, zur Anpassung oder zur Erweiterung des Versorgungssystems;
 Überarbeitung der GWP resp. Bearbeitung von GWP-Teilprojekten, spezielle Untersuchungen,

Studien, Überarbeitung von Schutzzonenplänen und -reglementen.

Abbildung 7 veranschaulicht schematisch das Zusammenspiel der verschiedenen Aufgaben mit unter-
schiedlicher Periodizität.
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Abbildung 7: Aufgaben in der Wasserversorgung mit unterschiedlicher Periodizität
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 Überarbeitung der Generellen
Wasserversorgungsplanung
(GWP)

Die Infrastrukturanlagen der Wasserversorgung sind kapitalintensiv und haben
eine lange Lebensdauer. Sie können nur langfristig an neue oder geänderte
Rahmenbedingungen angepasst werden. Eine vorausschauende und konsis-
tente Planung ist deshalb unumgänglich, um Fehlinvestitionen zu vermeiden.

3.1 Die GWP als zentrales Planungsinstrument
Die GWP ist das strategische Planungsinstrument, mit dessen Hilfe die Wasserversorgung sichergestellt
und ein bedarfsgerechter Ausbau der dazu notwendigen Infrastrukturen ermöglicht wird. Sie beinhaltet die
Erschliessung des gesamten Gemeindegebietes mit Trink-, Brauch- und Löschwasser. Mit der GWP wer-
den das Versorgungskonzept, die Massnahmen für den sicheren Betrieb und Instandhaltung, den Ausbau
und Werterhalt sowie die Finanzierung erarbeitet und festgelegt. Dazu braucht es die Zusammenarbeit
zwischen verschiedenen Beteiligten.

Die GWP-Bearbeitung ist gegliedert in verschiedene Teilprojekte. Die Massnahmenplanung als Teil der
GWP dient dazu, die Resultate aus den Teilprojekten koordiniert umzusetzen und den jeweiligen Finanz-
bedarf zu planen und zu budgetieren. Es kann sich dabei um bauliche, organisatorische oder finanztech-
nische Massnahmen handeln.

Gemäss dem kantonalen Wasserversorgungsgesetz WVG muss jede Wasserversorgung für ihr Versor-
gungsgebiet eine GWP erstellen und regelmässig überarbeiten. Sind in einer Gemeinde mehrere öffentli-
che Wasserversorgungen vorhanden, so hat die Gemeinde die Arbeiten für die GWP über das gesamte
Gemeindegebiet zu koordinieren.

Die GWP weist den Charakter eines kommunalen Richtplanes auf. Das Verfahren für den Erlass der GWP
richtet sich denn auch nach den Vorschriften der Baugesetzgebung über die kommunalen Richtpläne.
Aufgrund ihres Status’ als Richtplan ist die GWP behördenverbindlich, jedoch nicht grundeigentümerver-
bindlich. Die GWP wird abschliessend durch das AWA genehmigt.

Die Erstellung von regionalen Planungen obliegt dem Kanton (AWA). Die Vorgaben und Erkenntnisse aus
den regionalen Planungen sind in die GWP der Wasserversorgungen zu übernehmen. Nachfolgende Gra-
fik und Tabelle geben eine Übersicht über die verschiedenen Ebenen der regionalen Planungen und GWP.
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Abbildung 8: Ebenen der Wasserversorgungsplanung

Bezeichnung Definition Verantwortlich

Regionale Wasserversorgungs-
planung

Überbegriff für Planung über eine oder mehrere Re-
gionen, bzw. Raum als Basis für die zukünftige Zu-
sammenarbeit, gemeinsame Nutzung von Anlagen
und Wasserlieferung

- Regionalstudie Wasserbeschaf-
fung

Aufzeigen Bedarf und Wasservorkommen über meh-
rere Regionen (= Raum). Allenfalls mit Fliessschema
für unterschiedliche Szenarien. Dient als Basis für
die Erarbeitung der technischen Konzepte.

Kanton (AWA)

- Technisches Konzept (TK) Erarbeitung technisch beste Lösung über eine Re-
gion oder zumindest mehrere Wasserversorgungen
als Basis für zukünftige Zusammenarbeit.
Bei grossen regionalen Wasserversorger ist kein se-
parates technisches Konzept nötig, hier deckt die
GWP der regionalen WV sämtliche Aspekte ab.

Kanton (AWA)

- Organisatorische Massnahmen
Phase I (Grundlagen (GL) und
Konzept) (OM-I)

Erarbeiten von Grundlagen (technisch, rechtlich, be-
triebswirtschaftlich) sowie das organisatorische Kon-
zept für Zusammenarbeit von Wasserversorgungen.

Betroffene Wasserversorgun-
gen mit Unterstützung AWA
(Beiträge an Drittkosten 50 %
aus Trinkwasserfonds)

- Organisatorische Massnahmen
Phase II (Umsetzung) (OM-II)

Umsetzung Zusammenarbeit. Lösung aus Phase I
wird konkretisiert und beschlussreif ausgearbeitet.

Betroffene Wasserversorgun-
gen mit Unterstützung AWA
(Beiträge an Drittkosten 50 %
aus Trinkwasserfonds)

GWP - Generelle Wasserversor-
gungsplanung

Strategisches Führungs- und Lenkungsinstrument.
Die Vorgaben aus dem technischen Konzept der Re-
gion sind zwingend zu übernehmen.
Je nach Typ der WV mit unterschiedlichen Themen
und Bearbeitungstiefe.

- Kommunale und regionale
Vollversorger

- regionale Primärversorger
- Sekundärversorger
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Tabelle 1: Ebenen und Bestandteile der Wasserversorgungsplanung

3.2 Neue Themen und Entwicklungen
In den letzten Jahren haben sich in der Wasserversorgung verschiedene Themen, fachliche Vorgaben und
Betrachtungsweisen weiterentwickelt. Sie fliessen in die kommende Überarbeitung der GWP mit ein.

Aufteilung in GWP-Teilprojekte

Das neue GWP-Musterpflichtenheft (Dokument «G») sieht explizit die Möglichkeit zur Bearbeitung von
Teilprojekten vor. Die Inhalte dieser Teilprojekte sind im Kapitel 4 des Musterpflichtenhefts im Detail be-
schrieben. Diese Teilprojekte können zumindest teilweise unabhängig voneinander und zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten überarbeitet werden. Mit der Aufteilung in Teilprojekte soll erreicht werden, dass nicht
immer die gesamte GWP, sondern nur die effektiv von Änderungen betroffenen Teilprojekte überarbeitet
werden müssen.

Informationsplattform Wasser IPW

Mit der Einführung der IPW wird die digitale Erfassung der Wasserversorgungsinfrastruktur im GIS (geo-
grafisches Informationssystem) standardisiert und harmonisiert. Dies bringt den Vorteil des Datenaustau-
sches und -zusammenzuges unter den verschiedenen Katasterstellen. Die Visualisierung und Zurverfü-
gungstellung von aktuellen Daten an die jeweiligen Anspruchsgruppen (Gemeinden, Behörden, Wasser-
versorgungen, Brunnenmeister, Ingenieure, Katasterstellen) werden dadurch massiv erleichtert. Zudem
bringt die Einführung einer Datenbank für die Verwaltung der Wasserversorgungsanlagen den Vorteil, dass
Anpassungen direkt erledigt werden können. Somit hat man die Gewähr von jederzeit aktuellen digitalen
Daten.

Der Bund verlangt die Abgabe gewisser Daten. Die Anforderungen sind in sogenannten minimalen Geo-
datenmodellen (MGDM) aufgeführt. Mit der IPW soll sichergestellt werden, dass dem Kanton die Daten in
der benötigten Form und den geforderten Attributen vorliegen. Mit der Einführung der IPW wird das bishe-
rige System RESEAU abgeschafft.

Besserer vorsorglicher Ressourcenschutz und Klimawandel

In den letzten Jahren hat v.a. die Pestizid-Problematik die Verletzlichkeit unserer Trinkwasserressourcen
ins Bewusstsein einer breiten Öffentlichkeit und der Politik getragen. Dies hat neuen Ansätze zur Prob-
lembewältigung und Massnahmen ausgelöst. Dem vorsorglichen Schutz unserer Grundwasservorkommen
ist noch grössere Bedeutung zu schenken, und die Wasserbeschaffung ist überregional zu diversifizieren.
Die bestehenden Regionalplanungen – deren Perimeter oft historisch zustande gekommen sind – sollen
besser koordiniert und aufeinander abgestimmt werden. Diese Aufgabe wird eine kantonale Wasserver-
sorgungsplanung übernehmen.

Verordnung über Trinkwasserversorgungen in schweren Mangellagen VTM

Die eidgenössische Verordnung der ehemaligen VTN wurde revidiert und 2020 in Kraft gesetzt. Die Ände-
rungen werden im neuen GWP-Musterpflichtenheft berücksichtigt. Das Konzept der Trinkwasserversor-
gung in schweren Mangellagen ist gemäss Wasserversorgungsgesetz Bestandteil der GWP und muss
vom Kanton genehmigt werden, die Dokumentation gemäss Art. 8 VTM hingegen nicht (siehe Kapitel 3.4).

Revidierte Richtlinien von Fachverbänden
Der SVGW hat in den letzten Jahren diverse Richtlinien überarbeitet, u.a. auch für die Löschwasserver-
sorgung. Die Feuerwehrkoordination Schweiz (FKS) hat ebenfalls ihre Richtlinie zur Löschwasserversor-
gung überarbeitet. Diese geänderten fachlichen Anforderungen werden in den entsprechenden Dokumen-
ten berücksichtigt.
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3.3 Ablauf der GWP-Überarbeitung
Die meisten Wasserversorgungen verfügen über eine genehmigte GWP. Ist diese nicht mehr aktuell, muss
sie überarbeitet werden. Versorgungen ohne GWP haben umgehend eine zu erstellen. Die Grundlagen
und Rahmenbedingungen für die GWP-Überarbeitung im Kanton Bern regeln

 das Musterpflichtenheft (Vorlage) für die GWP-Überarbeitung;
 die Vorlage für ein Datenbewirtschaftungskonzept für die Organisation des Datenmanagements

der Wasserversorgung;
 die kantonalen Publikationsmodelle für die zentrale Visualisierung der GWP-Daten.

Auslöser für die GWP-Überarbeitung können sein:

 Alter und Aktualität der GWP. Um zu gewährleisten, dass die GWP regelmässig überarbeitet und
aktuell gehalten werden, setzt die kantonale Wasserstrategie Fristen zur Überarbeitung der
GWP.

 Vorgaben und/oder Massnahmen der regionalen technischen Konzepte, die von den einzelnen
Wasserversorgungen übernommen und umgesetzt werden müssen;

 Änderungen im Versorgungsgebiet wie revidierte Ortsplanung, neue Überbauungen etc.;
 Geänderte Rahmenbedingungen wie neue Erkenntnisse aus dem Betrieb der Wasserversorgung

oder konkreter Handlungsbedarf (zum Beispiel neue Erkenntnisse von Grundwasserschutzzonen,
ausgeführter Projekte etc.)

Teilprojekte und rollende Planung

Die einzelnen GWP-Teilprojekte haben je nach Inhalt und in Abhängigkeit von der jeweiligen Gemeinde-
oder Verbandsstruktur unterschiedliche Überarbeitungszyklen. Die GWP-Überarbeitung kann als ein Pro-
jekt erfolgen, in dem alle notwendigen Teilprojekte gleichzeitig überarbeitet werden. Dies entspricht einer
projektorientierten Aufgabe und geschieht so meist in kleineren Versorgungen. In grossen Versorgungen
kann die Überarbeitung der einzelnen Teilprojekte zeitversetzt erfolgen; es stehen laufend ein oder meh-
rere Teilprojekte in Bearbeitung. Die GWP-Bearbeitung kommt dann einer «rollenden» Planung gleich und
entspricht eher einer periodischen Aufgabe (Kapitel 2.4).

Genehmigung durch das AWA

Jede GWP-Überarbeitung ist dem AWA mitzuteilen, um den Umfang und Inhalt zu klären, die entspre-
chenden Rahmenbedingungen zu definieren und allfällige Abstimmungen mit Nachbargebieten oder be-
troffenen Fachgebieten (z.B. Wassernutzung oder Grundwasserschutz) einzubringen. Das AWA prüft und
genehmigt die Pflichtenhefte der zu überarbeitenden GWP-Teilprojekte und genehmigt abschliessend die
überarbeiteten Teilprojekte.

Beiträge aus dem Trinkwasserfonds

Der Kanton unterstützt die GWP-Überarbeitung von Wasserversorgungen mit Beiträgen aus dem Trink-
wasserfonds. Im Rahmen des GWP-Teilprojekts 1 Datenbestand beinhaltet dies befristet auch die einma-
lige Aufbereitung des Werkkatasters und der GWP-Themen, so dass diese dem neuen Datenmodell ent-
sprechen und in die IPW übernommen werden können. Weitere Informationen dazu finden sich in den
Ausführungsbestimmungen zum Trinkwasserfonds des AWA.
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3.4 GWP-Musterpflichtenheft und Teilprojekte
Die Planung und Beauftragung einer GWP-Überarbeitung stützt sich auf das GWP-Musterpflichtenheft des
AWA (Dokument «G»). Es bestimmt die Inhalte, Leistungen und Bearbeitungstiefe von jedem Teilprojekt
detailliert und vollständig.

Mit der neuen Aufteilung in Teilprojekte musste das Musterpflichtenheft komplett überarbeitet werden.
Das Dokument «G» ist in 2 Teile gegliedert:

1. Musterpflichtenheft (Hauptteil)
2. Erläuterungen und Muster technischer Bericht (Beilage)

Inhaltlich basiert das Musterpflichtenheft auf der Empfehlung W1011 Muster GWP des SVGW sowie der
bisherigen Wegleitung GWP 2011 des AWA.

Bei jeder GWP-Überarbeitung ist festzulegen, welche Teilprojekte zu bearbeiten sind. Einzelne Teilpro-
jekte können sinnvollerweise zu einem «Überarbeitungspaket» gruppiert werden. Folgende Übersicht
zeigt die Einteilung in die Teilprojekte auf und gibt Hinweise dazu, auf welcher Ebene die Bearbeitung
eines Teilprojekts erfolgen kann.

Nr. Teilprojekt Inhalt Bearbeitungsebene

1 Datenbestand Erarbeitung Datenbewirtschaftungskonzept.
Erstmalige Aufarbeitung der Daten gemäss
neuem Datenmodell GWP BE für die IPW.

Alle Wasserversorgungen

2 Organisation und
rechtliche Situation

Aufführen bestehende Organisation, Was-
serlieferverträge und Bezugsrechte etc.

Alle Wasserversorgungen

3 Versorgungssys-
tem und Anlagen

Beschrieb des bestehenden Versorgungsge-
bietes, der Anlagen und des Versorgungs-
konzeptes

Alle Wasserversorgungen

4 Schutzzonen und
Wasserqualität

Aufzeigen Wasserqualität, Vulnerabilität von
Fassungen, Bedarf Risikoanalyse und
Schutzzonenüberarbeitung

Nur Primär- und Vollversorger

5 Wasserhaushalt Erstellen der Wasserbilanzen Primär- / Vollversorger gesamtes Kapitel.
Sekundärversorger nur Wasserbedarf.

6 Überprüfung Di-
mensionierung

Dimensionierung Leitungsnetz und Reser-
voire. Elektronische Netzberechnung ist
zwingend, Ausnahmen sind vom AWA ge-
nehmigen zu lassen

Primär- / Vollversorger gesamtes Kapitel
(exkl. Löschschutz für Primärversorger).
Sekundärversorger nur ihr Leitungsnetz

7 Zukünftige Was-
serversorgung

Festlegen des zukünftigen Versorgungskon-
zeptes, Untersuchung von Varianten.

Primär- / Vollversorger gesamtes Kapitel.
Sekundärversorger nur ihr Leitungsnetz

8 Erneuerungspla-
nung und Instand-
haltung

Beurteilung baulicher Zustand der Anlagen
und Sanierungsbedarf. Werterhaltungspla-
nung Leitungsnetz

Primär- / Vollversorger gesamtes Kapitel.
Sekundärversorger nur ihr Leitungsnetz

9 Infrastruktur
Löschwasser /
Löschschutz

Überprüfung der Löschwasserversorgung,
auch ausserhalb des Versorgungsgebietes
der WV (netzunabhängige Löschanlagen
NULE)

Primärversorger nur Löschreserve in Re-
servoiren.
Sekundär- / Vollversorger gesamtes Ka-
pitel
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Nr. Teilprojekt Inhalt Bearbeitungsebene

10 Trinkwasserversor-
gung in schweren
Mangellagen

Grundlagen, Konzept und Massnahmen zur
VTM. Die Dokumentation gem. Art. 8 VTM
ist nicht Bestandteil der GWP

Grundsätzlich alle Wasserversorgungen,
wo sinnvoll sind nach Vorgabe oder in
Absprache regionale Konzepte zu erstel-
len.

11 Wirtschaftlichkeit
und Finanzierung

Wirtschaftlichkeit und Finanzierung im IST-
Zustand und in Zukunft

Alle Wasserversorgungen

12 Massnahmen-
planung

Zusammenzug aller Massnahmen aus den
einzelnen Teilprojekten.

Alle Wasserversorgungen

Tabelle 2: Teilprojekte der GWP

3.5 GWP-Check
Im GWP-Check beraten die Wasserversorgungen zusammen mit ihren Fachberatern den aktuellen Stand
der GWP und die Umsetzung der GWP-Massnahmen. Der GWP-Check soll unabhängig vom AWA durch
die Wasserversorgung selbst angestossen werden gemäss den folgenden Vorgaben.

Alle Wasserversorgungen führen periodisch einen GWP-Check mit ihrem Fachberater Wasserversorgung,
ggf. auch mit dem GWP-Ingenieur durch. Es empfiehlt sich, den GWP-Check mit der Finanzplanung der
Wasserversorgung abzustimmen. Die Periodizität ist in Abhängigkeit der Grösse der Wasserversorgung
und nach Bedarf festzulegen. Für grössere Versorgungen empfiehlt das AWA eine jährliche Durchführung.

Der Primärversorger organisiert regelmässige GWP-Checks mit den Gemeinden in seinem Versorgungs-
gebiet. Je nach Grösse eines Primärversorgers und je nachdem, welche Themen und welcher Handlungs-
bedarf in seinem Gebiet anfällt, sind die Form und Zyklen der GWP-Checks unterschiedlich. Ein Primär-
versorger kann zum Beispiel mit jeder Gemeinde einen separaten GWP-Check durchführen oder alle Ge-
meinden zum gemeinsamen GWP-Check einladen. Im Zentrum steht dabei nicht die Kontrolle der Mass-
nahmenumsetzung der Gemeinden, sondern die Koordination aller Massnahmen.

Die Wasserversorgung lädt das AWA bei Bedarf an den GWP-Check ein.

Themen und Inhalte des GWP-Checks sind:

 Standortbestimmung und Erfolgskontrolle anhand der aktuellen GWP-Massnahmenplanung: Was
wurde umgesetzt? Wo läuft es nicht? Warum?

 Aktualisierung der Massnahmenplanung: Gibt es neue Massnahmen? Müssen Realisierungszeit-
punkte angepasst werden?

 GWP-Überarbeitung: Müssen die GWP – beziehungsweise einzelne Teilprojekte – überarbeitet
werden? Gibt es dringenden Handlungsbedarf?

 Besteht Abstimmungs- oder Handlungsbedarf aufgrund von regionalen technischen Konzepten?
 Organisationelle und finanzielle Aspekte: Sind die Organisation innerhalb der Wasserversorgung

und die Aufgabenzuteilung sinnvoll?
 GWP-Daten: Sind die Ablage und laufende Aktualisierung der GWP-Daten richtig aufgegleist?

Besteht Handlungsbedarf zur Aufarbeitung der GWP-Daten?

Die Eckdaten der GWP-Checks werden im GWP-Teilprojekt 12 «Massnahmenplanung» definiert. Damit
legt jede Wasserversorgung ihre eigenen Regeln fest und kann die Besonderheiten berücksichtigen
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 Daten der Wasserversorgung

Die vorhandenen Daten zur Wasserversorgung müssen jederzeit für eine Viel-
zahl von Aufgaben zur Verfügung stehen – so etwa für Betrieb, Versorgungspla-
nung oder Finanzplanung. Im Datenbestand Wasserversorgung sind alle Infor-
mationen in strukturierter Form gesammelt. Er lässt sich in die Bereiche «GWP-
Themen» und «Werkkataster» unterteilen.

4.1 GWP-Themen und Werkkataster
Der Werkkataster enthält alle Informationen über den baulichen Teil der Wasserversorgungsinfrastruktur
im Gemeinde- und/oder Versorgungsgebiet. Er kann zudem Angaben zum baulichen Zustand und zum
Sanierungsbedarf enthalten. Der Werkkataster umfasst folgende Elemente:

 die Infrastrukturen der kommunalen WV (Vollversorger, Sekundärversorger)
 die regionalen Anlagen der Primärversorger und regionalen Vollversorger
 die Infrastrukturen von privaten WV
 die Hausanschlussleitungen

Die GWP-Themen enthalten alle für das Management der Wasserversorgung notwendigen Daten, welche
nicht die baulichen Anlagen (Werkkataster) betreffen, unter anderem Versorgungsgebiete, zusätzliche In-
formationen zu den Anlagen, Wasserhaushalt, GWP-Massnahmen.

Die jeweiligen Werkeigentümer sind für die Daten ihrer Anlagen verantwortlich und finanzieren somit die
Datenaufnahme und -nachführung. Zur Führung des Werkkatasters ist mit einem Datenbewirtschafter
Werkkataster ein entsprechender Vertrag abzuschliessen. Es muss sichergestellt sein, dass der Werkka-
taster stets aktuell gehalten wird. Die GWP-Themen werden periodisch, bei Bearbeitung eines GWP-Teil-
projekts, bei grösseren Änderungen im Versorgungsgebiet, der Anpassung von Bauwerken oder nach Um-
setzung von GWP-Massnahmen nachgeführt. Das Datenbewirtschaftungskonzept bildet jeweils die Basis
der Arbeiten. Weitere Informationen hierzu finden sich in der «Wegleitung Daten der Wasserversorgung»
(Dokument «D»).

Um Daten unter den verschiedenen Organisationen auszutauschen, sind minimale Anforderungen an den
Inhalt, das Format und die Qualität notwendig. Im Kanton Bern sind alle relevanten Daten der WV gemäss
dem «Datenmodell GWP Bern» zu strukturieren. Dieses stützt sich – ebenso wie das nun abgelöste Modell
RESEAU – weitgehend auf das Modell SIA405 Wasser 2015 ab. Die technischen Spezifikationen wie Da-
tenmodell, Erfassungs- und Darstellungsrichtlinien sind ebenfalls im Dokument «D» erläutert.

Mit dem Abschluss der GWP-Teilprojekte sind die Daten künftig dem AWA abzugeben und anschliessend
periodisch zu aktualisieren. Sie gelten denn auch als integraler Bestandteil der GWP-Genehmigung.
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4.2 Fachspezialisten und ihre Rollen für die Was-
serversorgung und das Datenmanagement

Für ein umfassendes Infrastruktur- und insbesondere Datenmanagement sind verschiedene Beteiligte not-
wendig. Sie regeln die Datenbewirtschaftung, den Datenaustausch und sorgen für das richtige Zusam-
menspiel mit der fachlichen Bearbeitung in der Wasserversorgung (Projekte, GWP). Die Akteure nehmen
dabei die nachstehend beschriebenen Rollen und Aufgaben wahr.

Datenkoordinator

Der Datenkoordinator gewährleistet die korrekte Umsetzung des Datenbewirtschaftungskonzepts. Er legt
die technischen Spezifikationen fest, koordiniert den gesamten Datenbestand für die Wasserversorgung
und stellt sicher, dass die Informationen allen Beteiligten zur Verfügung stehen. Im Rahmen dieser konti-
nuierlichen Aufgabe überprüft er zudem die Einhaltung der geforderten Datenqualität. Jede Wasserversor-
gung muss über einen Datenkoordinator verfügen.

Datenbewirtschafter Werkkataster

Der Datenbewirtschafter Werkkataster dokumentiert die baulichen Anlagen der WV und führt sie kontinu-
ierlich nach. Jede Wasserversorgung muss über einen Datenbewirtschafter Werkkataster verfügen. Exis-
tieren in einer Gemeinde mehrere Trägerschaften für die Wasserversorgung, wird ein Datenbewirtschafter
Werkkataster für das gesamte Gemeindegebiet bestimmt.

Datenbewirtschafter GWP-Themen

Der Datenbewirtschafter GWP-Themen führt alle Daten nach, die für das Management der WV und die
GWP-Bearbeitung notwendig sind, davon ausgenommen sind die baulichen Anlagen (Werkkataster). Jede
Wasserversorgung, die GWP-pflichtig ist, verfügt über einen Datenbewirtschafter. Existieren in einer Ge-
meinde mehrere Trägerschaften für die Wasserversorgung, wird ein Datenbewirtschafter GWP-Themen
für das gesamte Gemeindegebiet bestimmt.

GWP-Ingenieur

Der GWP-Ingenieur trägt die fachliche Gesamtverantwortung für die Überarbeitung eines oder mehrerer
GWP-Teilprojekte. Diese Rolle ist zeitlich begrenzt auf die Dauer der Erarbeitung der GWP – respektive
eines Teilprojekts des GWP. Der GWP-Ingenieur bezieht dafür die Datensätze von den entsprechenden
Datenbewirtschaftern und spielt diese nach der Bearbeitung via den Datenkoordinator wieder zurück. Jede
Wasserversorgung, die GWP-pflichtig ist, verfügt über einen GWP-Ingenieur. Existieren in einer Gemeinde
mehrere Trägerschaften für die Wasserversorgung, wird ein GWP-Ingenieur für das gesamte Gemeinde-
gebiet bestimmt.

Fachberater Wasserversorgung

Zusätzlich können Wasserversorger einen Fachberater Wasserversorgung beiziehen, der sie begleitet und
fachlich berät. Dabei ist eine langfristige Zusammenarbeit anzustreben, um die Kontinuität bei der Umset-
zung des Versorgungskonzepts zu gewährleisten.

Projektingenieur

Für spezifische Fragestellungen kann ein Projektingenieur auftreten. Typische Beispiele sind Projekte zur
Umsetzung von GWP-Massnahmen wie z. B. Leitungsersatz. Der Projektingenieur muss die ausgeführten
Arbeiten gemäss den Vorgaben des Datenbewirtschaftungskonzepts dokumentieren und die Daten für die
Integration in den Datenbestand Wasserversorgung zur Verfügung stellen.
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Verschiedene Rollen – derselbe Akteur

In vielen Fällen können die gleichen Stellen – beziehungsweise Ingenieurbüros – verschiedene Rollen
einnehmen. So können der Datenbewirtschafter GWP-Themen oder der GWP-Ingenieur gleichzeitig auch
die Rolle des Datenkoordinators innehaben. Auch kann die gleiche Stelle vielfach sowohl die Rolle des
Datenbewirtschafters GWP-Themen als auch diejenige des Datenbewirtschafters Werkkataster überneh-
men. Oftmals ist auch der GWP-Ingenieur gleichzeitig Datenbewirtschafter für den Datenbestand GWP-
Themen. Nimmt eine Stelle auf diese Weise zwei oder mehrere Rollen wahr, so verringern sich die Schnitt-
stellen und der Koordinationsaufwand. Wichtig ist, die Rollen mit ihren Aufgaben und Verantwortlichkeiten
in einem Datenbewirtschaftungskonzept klar zu regeln.

Zusammenspiel externe Fachspezialisten – Wasserversorgung

Die vorstehenden Rollenbeschreibungen konzentrieren sich auf die externen Fachspezialisten. Ebenso
wichtig ist es, dass letztere in einem engen Austausch mit den fachlich Verantwortlichen der Wasserver-
sorgungen stehen. Dieses Zusammenspiel zwischen den WV-externen und -internen Fachleuten ist die
Basis für ein erfolgreiches Infrastruktur- und Datenmanagement.

Abbildung 9 zeigt das Zusammenspiel der WV-externen Akteure und skizziert, welche verschiedenen Rol-
len durch dieselbe Stelle wahrgenommen werden können.

Abbildung 9: Verschiedene Rollen bei der Datenbewirtschaftung mit Möglichkeiten der Wahrnehmung von mehreren Rollen durch
eine Stelle und zugehörige Datenströme in einer Gemeinde / einer regionalen Trägerschaft im Kanton Bern
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4.3 Informationsplattform Wasser IPW
Wasserversorgungen liefern ihre Datenbestände WV regelmässig an das AWA. Dazu steht die IPW bald 
bereit. Die Plattform liefert auch unterstützende Informationen für Routineprozesse wie beispielsweise
Bewilligungen und weitere Anwendungen wie etwa den GWP-Check. Ebenso können die
Verantwortlichen mit diesem Tool die GWP-Massnahmenplanung aktualisieren. Das AWA leitet aus den
Daten des Modells GWP BE die gemäss Geoinformationsgesetzgebung verlangten Daten (Minimale
Geodatenmodelle, MGDM) ab und gibt sie an den Bund weiter.

Neben der IPW verwaltet die Anwendung Datenbank Sonderbauwerke (DB SBW) alle Zusatzinformationen 
und Dokumente zu den Anlagen der Wasserversorgung, die nicht im Werkkataster erfasst sind. Der Zu-
gang zu dieser Anwendung erfolgt wie bei der IPW direkt via Internet.

Das AWA ruft sämtliche Daten der GWP-Themen ausschliesslich zur Ablage, Nutzung und Weiterleitung 
ab. Auf der Informationsplattform erfolgt keine Anpassung oder Bewirtschaftung der Daten. Für die ver-
bindliche Ablage und Nachführung der Daten sind immer die Datenherren selbst zuständig. Das AWA hält 
mit der Informationsplattform Wasser lediglich eine Kopie der Daten.

Abbildung 10 zeigt die Architektur der IPW und ihre Einbettung ins Management des Datenbestands Was-
serversorgung im Kanton Bern auf. Eine detaillierte Beschreibung der Datenströme und Datenabgabe zwi-
schen den verschiedenen Rollen liefert das Dokument «D».

Abbildung 10 - Architektur der Informationsplattform Wasser Kanton Bern

Leitungskataster Bern LKBE

Die Gemeinden liefern gemäss GeoIG Leitungskatasterdaten aus dem Werkkataster Wasserversorgung
zusammen mit den Leitungskatasterdaten diverser anderer Netzinfrastrukturen an das kantonale Amt für
Geoinformation (AGI). Zuständig für diesen Datentransfer ist in der Regel die von der Gemeinde eigens
eingesetzte Datenverwaltungsstelle (DVS). Die Abgabe des Datenbestands WV in die IPW des AWA er-
folgt davon separat und unabhängig und gegebenenfalls auch durch eine andere Stelle in der Gemeinde
(Datenkoordinator).
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Anhang 1 Mindestanforderungen an
öffentliche Wasserversorgungen

Mindestanforderung Präzisierung Grundlagen

1. Grundwasserschutzzo-
nen erfüllen die gesetz-
lichen Anforderungen

Nutzung: Keine nichtzonenkonformen Nutzungen
wie Weiden in S1, Gülleaustrag in S21.

Bemessung: Die Grundwasserschutzzonen der
Fassungen, die gemäss GWP langfristig erhalten
werden sollen, sind korrekt bemessen und über-
prüft, sowie gesetzeskonform ausgeschieden.

Anlagen: Nichtzonenkonforme Anlagen werden
gemäss den im Massnahmenkatalog festgelegten
Fristen beseitigt resp. gewässerschutztechnisch
saniert.

‒ Anhang 4 GSchV
‒ BAFU-Wegleitung

«Grundwasserschutz»
(2004)

‒ BAFU-Vollzugshilfe
«Grundwasserschutz
bei Lockergesteinen»
(2012)

‒ SVGW-Richtlinie W2
‒ SVGW-Empfehlung

W1019
‒ AWA-Leitfaden Grund-

wasserschutzzonen

2. Versorgungssicherheit
ist eingehalten

Bei Ausfall des wichtigsten Wasserbezugsortes
muss der mittlere Bedarf heute und in Zukunft
(Planungsziel) abgedeckt sein. Ist die Versor-
gungssicherheit nicht eingehalten, sind entspre-
chende Massnahmen bis spätestens 2025 zu tref-
fen.

‒ Art. 14 und 19 WVG

3. Notwendige Löschwas-
serreserven sind vor-
handen

Minimum 150 m3 ‒ AWA-Beitragsbedin-
gungen für Löschwas-
seranlagen

‒ Planungsrichtwerte der
FKS

‒ «Richtlinie Versorgung
mit Löschwasser» der
FKS

‒ SVGW-Richtlinie W5

4. Trinkwasserversorgung
in schweren Mangella-
gen ist dokumentiert

Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen
ist in der GWP oder in einer separaten Planung
dokumentiert.

‒ Art. 18 bis 19 und 25
bis 29 WVG

5. Qualitätssicherung ist
vorhanden und umge-
setzt

Art und Häufigkeit der Kontrollen und Trinkwas-
seruntersuchungen sind gemäss Vorgaben der
Branchenleitlinie SVGW W12 zu erarbeiten, im
Betrieb umzusetzen und zu dokumentieren. Zu-
dem werden die Kontrollen (insbesondere gemäss
Schutzzonenreglement) auch regelmässig durch-
geführt (z.B. periodische Dichtheitskontrollen von
Abwasseranlagen, Güllengruben etc.)

‒ Art. 26 LMG
‒  Art. 73 - 85 LGV

SVGW-Richtlinien
W1/W2/W12

‒ SVGW-Empfehlung
W1002

‒ Schutzzonenregle-
mente

1 Bei altrechtlichen Schutzzonen sind solche Nutzungen auch unabhängig von einer Schutzzonenrevision sofort mittels Vereinbarungen zu beseitigen
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Mindestanforderung Präzisierung Grundlagen

6. Brunnenmeister weisen
Minimalausbildung auf

Vom Betriebspersonal weist mindestens eine Per-
son die SVGW-Ausbildung als «Wasserwart»
(oder gleichwertige Ausbildung) aus. Für grössere
und/oder komplexere Wasserversorgungen: Eidg.
Fachausweis als Brunnenmeister/-in.

‒ Wasserversorgungs-
strategie 2010, Kap.
4.3.6

7. Generelle Wasserver-
sorgungsplanung
(GWP) ist vorhanden
und aktuell

Überarbeitung der Teilprojekte nach Bedarf,
i.d.R. mindestens alle 10-15 Jahre, oder im Rah-
men einer Ortsplanungsrevision.

‒ Art. 18 WVG

8. GWP-Massnahmen
werden fristgerecht um-
gesetzt

Die Fristen gemäss GWP sind verbindlich. Verzö-
gerungen > 2 Jahre sind dem AWA zu begründen.
Stichhaltige Begründungen werden vom AWA mit-
tels aktualisierter Version des Massnahmenplans
genehmigt.

‒ Art. 18 WVG

9. Minimale Einlagen in
Spezialfinanzierung
Werterhalt werden ge-
tätigt

Der Mindesteinlagesatz von 60 % ist eingehalten. ‒ Art. 12 WVG
‒ Art. 9a WVV
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Anhang 2 Rechtliche und normative
Grundlagen
Gesetzliche Grundlagen Bund2

Titel SR3

RPG
Bundesgesetz über die Raumplanung 700

GSchG
Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer 814.20

GSchV
Gewässerschutzverordnung 814.201

LMG
Bundesgesetz Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände (Lebensmittelgesetz) 817.0

LGV
Lebensmittel- und Gebrauchsgegenständeverordnung 817.02

HyV
Verordnung des EDI über die Hygiene beim Umgang mit Lebensmitteln
(Hygieneverordnung EDI)

817.024.1

TBDV
Verordnung des EDI über Trinkwasser sowie Wasser in öffentlich zugänglichen Bädern
und Duschanlagen

817.022.11

PrHG
Bundesgesetz über die Produktehaftpflicht 221.112.944

LVG
Landesversorgungsgesetz

531

VTM
Verordnung über die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung in schweren Mangellagen 531.32

GeoIG
Bundesgesetz über Geoinformation (Geoinformationsgesetz) 510.62

GeoIV
Verordnung über Geoinformation (Geoinformationsverordnung) 510.620

ÖREBKV
Verordnung über den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 510.622.4

2 https://www.admin.ch/gov/de/start/bundesrecht/systematische-sammlung.html
3 Systematische Sammlung des Bundesrechts (SR)
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Gesetzliche Grundlagen Kanton Bern4

Titel BSG5

BauG
Baugesetz 721.0

WVG
Wasserversorgungsgesetz 752.32

WVV
Wasserversorgungsverordnung

752.321.1

WNG
Wassernutzungsgesetz 752.41

WAD
Dekret über die Wassernutzungsabgaben 752.461

WVO
Verordnung über die Wasserentnahmen aus Oberflächengewässern 752.467

FFG
Feuerschutz- und Feuerwehrgesetz 871.11

FFV
Feuerschutz- und Feuerwehrverordnung 871.111

SVV
Verordnung über Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft 910.113

VBWV
Verordnung über das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen 913.111

KGeoIG
Kantonales Geoinformationsgesetz 215.341

KGeoIV
Kantonale Geoinformationsverordnung 215.341.2

Normen und Empfehlungen

Titel Organisation

BAFU
Vollzugshilfe Grundwasserschutz Bund

Diverse SVGW-Richtlinien und Empfehlungen SVGW

FKS
Richtlinie Versorgung mit Löschwasser FKS

eCH-0031 INTERLIS 2-Referenzhandbuch eCH

Geobasisdaten des Umweltrechts, Modelldokumentation. Grundwasseraustritte, -fassungen,
-anreicherungsanlagen, Identifikatoren 141.1 und 139.2 BAFU

Geobasisdaten des Umweltrechts, Modelldokumentation. Inventar der bestehenden Was-
serentnahmen, Identifikator 140 BAFU

Geobasisdaten des Umweltrechts, Modelldokumentation. Inventar Trinkwasserversorgung in
Notlagen, Identifikator 66 BAFU

Norm SIA 405 Geodaten zu Ver- und Entsorgungsleitungen SIA

4 https://www.be.ch/de/start/dienstleistungen/gesetze.html
5 Bernische Systematische Gesetzessammlung (BSG)
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Kantonale Vorgaben und Hilfsmittel

Titel Organisation

Wegleitung Infrastrukturmanagement in der Wasserversorgung (vorliegendes Dokument
«W») AWA

GWP-Musterpflichtenheft (Dokument «G») AWA

Wegleitung Daten der Wasserversorgung (Dokument «D») AWA

Wasserstrategie - Grundlagenbericht zum Massnahmenprogramm 2017 – 2022.
Teilbereich Wasserversorgung Regierungsrat

Eigentumsabgrenzung bei Leitungen der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung AWA

Weitere unterstützende Dokumente, insbesondere für die GWP-Arbeiten und zum Trinkwasserfonds,
stehen auf der Webseite des AWA zur Verfügung.
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